
 

 

 
 
 

 
Unbegleitete minderjährige Ausländerinnen und 
Ausländer (UMA) – Fragen und Antworten 

 

 

Stand: 18.07.2016 
 

 

Alle Paragraphen ohne nähere Bezeichnung sind solche des SGB VIII. 

 

I. Zum Begriff „UMA“ 

 

1. Wer ist unbegleitet? 

 

Unbegleitet ist ein minderjähriger Ausländer, wenn er sich ohne Personensorge-oder 

Erziehungsberechtigte1 in Deutschland aufhält (§ 42 Abs. 1 S. 1 Nr. 3) oder nach der 

Einreise ohne Begleitung zurückgelassen wird.2 

 

 

2. Wer ist minderjährig im Sinne des SGB VIII? 

 

Minderjährig sind Kinder und Jugendliche im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 1 und 2; also 

Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.3 

 

 

3. Ist der Minderjährige auch ein UMA, wenn er mit Verwandten kommt / bei 

ihnen lebt? 

 

Ja, sofern keiner der Verwandten Sorge- oder Erziehungsberechtigter ist. 

 

 

4. Gelten auch im Ausland verheiratete Minderjährige in Begleitung ihrer volljäh-

rigen Ehepartner als UMA und wie werden diese untergebracht? 

 

Ja. Auch im Ausland verheiratete ausländische Minderjährige sind unabhängig von 

der Frage ihres Familienstandes als unbegleitete minderjährige Ausländerinnen und 

Ausländer im Sinne des SGB VIII zu qualifizieren, wenn sie sich ohne Sorge- und 

Erziehungsberechtigte im Inland aufhalten, mit der Folge, dass sie grundsätzlich 

in Obhut zu nehmen sind (§ 42 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3).                              

 

                                            
1 zur Begriffserklärung siehe § 7 Abs. 1 Nr. 5 und 6. 
2
 Vgl. auch: http://www.bamf.de/DE/Migration/AsylFluechtlinge/Unbegleitete%20Minderj%C3%A4hrige/unbegleitete-

minderj%C3%A4hrige-node.html und Begriffsbestimmung in der europäische Richtlinie (2011/95/EU) Kapitel 1, Art. 2 Buchst. l). 
3
 BT-Drs. 18/6392, S. 20; BAGLJÄ, Handlungsempfehlungen zum Umgang mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen, 2014, S. 

7. 

http://www.bamf.de/DE/Migration/AsylFluechtlinge/Unbegleitete%20Minderj%C3%A4hrige/unbegleitete-minderj%C3%A4hrige-node.html
http://www.bamf.de/DE/Migration/AsylFluechtlinge/Unbegleitete%20Minderj%C3%A4hrige/unbegleitete-minderj%C3%A4hrige-node.html
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Die Unterbringung der unbegleiteten minderjährigen Ehepartner hängt maßgeblich 

von einer Einzelfallprüfung im Hinblick auf das Alter des minderjährigen Ehegatten 

zum Zeitpunkt der Eheschließung, im Hinblick auf die Frage der Anerkennung der 

Ehe sowie im Hinblick auf eine möglichen Kindeswohlgefährdung ab.  

 

Wird eine im Ausland geschlossene Ehe aufgrund des geringen Alters des minder-

jährigen Ehepartners bzw. mangelnder Freiwilligkeit der Eheschließung als unwirk-

sam und damit als nicht anerkennungsfähig erachtet, so kommt eine gemeinsame 

Unterbringung mit dem volljährigen Ehepartner nicht in Betracht. Der oder die Min-

derjährige ist gemäß §§ 42 ff. (vorläufig) in Obhut zu nehmen und für ihn oder sie ist 

ein Vormund zu bestellen. Sofern die Ehe allein aufgrund des Alters der Minderjäh-

rigen nicht anerkennungsfähig scheint, kann geprüft werden, ob der volljährige Ehe-

gatte als geeignete Person im Sinne des § 42a Abs. 5 S. 1 Nr. 1 bestimmt wer-

den und/oder die Vormundschaft übernehmen kann.                                                

 

Ergibt die Einzelfallprüfung, dass die im Ausland geschlossene Ehe mit einem min-

derjährigen Ehepartner wirksam und anerkennungsfähig ist, kann der oder die Min-

derjährige gemeinsam mit dem volljährigen Ehepartner untergebracht werden. Die 

gemeinsame Unterbringung beruht insoweit auf dem freien Entschluss des minder-

jährigen Ehegatten gemäß §§ 1800, 1633 BGB. Für die Vertretung in persönlichen 

Angelegenheiten ist ein Vormund zu bestellen. Auch in diesem Fall kann der Ehe-

gatte ggf. als geeignete Person für die Inobhutnahme und die Bestellung als Vor-

mund in Frage kommen.                                                                                       

 

Grundsätzlich sollte der minderjährige Ehepartner über die in Betracht kommenden 

jugendhilferechtlichen Möglichkeiten informiert und aufgeklärt werden.                    

 

 

5. Muss eine Erziehungsberechtigung durch Vorlage einer schriftlichen Verein-

barung mit den Personensorgeberechtigten nachgewiesen werden? 

 

Die Vereinbarung zwischen der/den Personensorgeberechtigten und der Person, 

der die Erziehungsberechtigung übertragen werden soll, bedarf keiner bestimmten 

Form. 4  

Zum Nachweis, dass tatsächlich eine Erziehungsberechtigung besteht, empfiehlt 

sich jedoch die Schriftform. Liegt eine schriftliche Vereinbarung nicht vor, wird eine 

eingehende Befragung sowohl des Minderjährigen als auch der Person, die für sich 

in Anspruch nimmt, erziehungsberechtigt zu sein, erforderlich sein. Ziel der Befra-

gung sollte die Klärung der Umstände sein, aus denen sich ggf. auf die Übertragung 

der Erziehungsberechtigung durch den/die Personensorgeberechtigten schließen 

lässt. Das Jugendamt hat diesbezüglich im Rahmen der Sachverhaltsaufklärung von 

Amts wegen zu ermitteln (§ 20 Abs. 1 SGB X). Hinsichtlich der Beweismittel gelten 

die üblichen Grundsätze des § 21 SGB X. Insoweit ergeben sich keine Unterschiede 

zur Beurteilung einer Erziehungsberechtigung, wie sie ansonsten von den Jugend-

ämtern vorzunehmen ist.   

                                            
4
 MüKoBGB/Tillmanns, SGB VIII, 6. Aufl., § 7,  Rn. 5.  



 

3 
 

6. Muss für einen UMA eine Vormundschaft eingerichtet werden? 

 

Ja. Das Jugendamt hat nur in der Phase der vorläufigen Inobhutnahme ein Notver-

tretungsrecht (§ 42a Abs. 3).  

Eine Vormundschaft muss ebenfalls eingerichtet werden, wenn der minderjährige 

Ausländer in Begleitung eines Erziehungsberechtigten, der nicht zugleich personen-

sorgeberechtigt ist, eingereist ist. Denn der Erziehungsberechtigte kann den minder-

jährigen Ausländer nicht wirksam vertreten. 

 

 

7. Wer übernimmt die Vormundschaft für UMA und wer erteilt eine solche? 

Bevor das Familiengericht eine Vormundschaft einrichten kann, muss es feststellen, 

ob die elterliche Sorge ruht. Unbegleitete Minderjährige erhalten einen Vormund, 

wenn sie nicht unter elterlicher Sorge stehen, wenn die Eltern verstorben sind oder 

wenn die elterliche Sorge wegen eines tatsächlichen Hindernisses ruht. Ein tatsäch-

liches Hindernis liegt z.B. vor, wenn die Personensorgeberechtigten im Ausland le-

ben und kein Kontakt zu dem unbegleiteten Minderjährigen besteht. Ein solches 

Hindernis besteht aber gegebenenfalls nicht, wenn die Eltern – wenn auch nur 

schwierig und aufwendig – telefonisch und postalisch zu erreichen sind. Das Famili-

engericht hört das Jugendamt und den Minderjährigen an und wählt den Vormund 

aus. Der bestellte Vormund sorgt für die Person und das Vermögen und vertritt sein 

Mündel. 

 

 

8. Wie lange dauert die Bestellung eines Vormunds durch das Familiengericht? 

In der Praxis entscheidet das Familiengericht regelmäßig einheitlich über das Ruhen 

der elterlichen Sorge sowie die Bestellung eines Vormundes. Soweit das Jugendamt 

unverzüglich beim Familiengericht die Bestellung eines Vormundes oder Pflegers für 

einen unbegleiteten Minderjährigen stellt, wird das Verfahren grundsätzlich vorran-

gig bearbeitet und dauert regelmäßig zwischen wenigen Tagen bis zu einem Monat. 

Im Einzelfall kann es aber auch länger dauern, z.B. wenn sich die Betroffenen zwi-

schenzeitlich aus der Einrichtung, in der sie untergebracht sind, entfernt haben, 

meist mit dem Ziel der Weiterreise. 

 
 

II. Zur Altersfeststellung 

 

1. Wie ist die Altersfeststellung in der jugendhilferechtlichen Praxis rechtlich 

einzuordnen? Inwiefern kann gegen das Verfahren oder Ergebnis der Alters-

feststellung Widerspruch und Klage erhoben werden? 

 

Das in § 42f geregelte behördliche Verfahren zur Altersfeststellung ist eine vorberei-

tende Verwaltungshandlung für die Entscheidung über die Aufrechterhaltung oder 
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den Abbruch der vorläufigen oder regulären Inobhutnahme und kein eigenständiger 

Verwaltungsakt.5 

 

Erst die Entscheidung über die Beendigung einer Inobhutnahme ist ein rechtsmittel-

fähiger Verwaltungsakt. Zu beachten ist, dass § 42f Abs. 3 S. 1 regelt, dass Wider-

spruch und Klage gegen die Entscheidung keine aufschiebende Wirkung haben. 

Des Weiteren sieht S. 2 der Vorschrift die Möglichkeit vor, durch Landesrecht zu be-

stimmen, dass gegen die Entscheidung direkt Klage zu erheben ist, ohne Nachprü-

fung in einem Vorverfahren nach § 68 VwGO. Hiervon hat das Land Schleswig-

Holstein bisher jedoch keinen Gebrauch gemacht. 

 

 
2. Wie zuverlässig sind medizinische Untersuchungen zur Altersfeststellung? 

 

Das Jugendamt hat im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme gem. § 42a  zunächst 

die Minderjährigkeit durch Einsichtnahme in die Ausweispapiere oder ähnliche Do-

kumente des UMA festzustellen. Falls entsprechende Unterlagen nicht vorliegen, hat 

das Jugendamt das Alter hilfsweise mittels einer qualifizierten Inaugenscheinnahme 

einzuschätzen und festzustellen (§ 42f Abs. 1 S. 1).  Das Jugendamt bedient sich 

dabei der Beweismittel, die es nach pflichtgemäßem Ermessen zur Ermittlung des 

Sachverhaltes für erforderlich hält.6 Die Festsetzung des Alters hat unter Achtung 

der Menschenwürde und der körperlichen Integrität und auf der Grundlage von 

Standards zu erfolgen.7 Daneben kann zu einer qualifizierten Inaugenscheinnahme 

auch gehören, Auskünfte jeder Art einzuholen, Beteiligte anzuhören, Zeugen und 

Sachverständige zu vernehmen etc.8   

Der UMA ist in das Verfahren seinem Entwicklungsstand entsprechend einzubezie-

hen. Hierzu gehört die umfassende Unterrichtung über die Vornahme der Altersfest-

stellung, die Methode, über mögliche Folgen der Altersfeststellung und Folgen der 

Weigerung der Mitwirkung. Des Weiteren ist der UMA über seine Rechte aufzuklä-

ren.  Zudem ist ihm unverzüglich die Gelegenheit zu geben, eine Person seines Ver-

trauens zu benachrichtigen (§ 42f Abs. 1 S. 2).  

In Zweifelsfällen kann auf Antrag des UMA oder seines Vertreters oder von Amts 

wegen eine ärztliche Untersuchung veranlasst werden (§ 42f Abs. 2). Die Untersu-

chung ist mit den schonendsten und soweit möglich zuverlässigsten Methoden von 

qualifizierten medizinischen Fachkräften durchzuführen.9 Auch hier muss eine um-

fassende Aufklärung des UMA erfolgen. Die maßgeblichen Bestimmungen des SGB 

I zu den Mitwirkungspflichten werden nach § 42f Abs. 2 S. 4 für entsprechend an-

wendbar erklärt (§§ 60, 62 und 65 bis 67 SGB I). Die Untersuchung darf nur nach 

Einwilligung des UMA und des gesetzlichen Vertreters erfolgen.  

Eine wissenschaftliche Methode zur verlässlichen Bestimmung des Alters existiert 

nicht. Sowohl Inaugenscheinnahme als auch ärztliche Untersuchungen auf dem Ge-

                                            
5
 Kunkel/Kepert, SGB VIII, 6. Aufl., § 42f, Rn. 8. 

6
 BeschlussEmpfBer BT-Drs. 18/6392, S. 20. 

7
 BeschlussEmpfBer BT-Drs. 18/6392, S. 20. 

8
 BeschlussEmpfBer BT-Drs. 18/6392, S. 20. 

9 BeschlussEmpfBer BT-Drs. 18/6392, S. 20. 
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biet der Altersdiagnostik bleiben lediglich Schätzungen und können Abweichungen 

von 1 - 2 Jahren beinhalten.  

Ist nur das Alter, nicht aber der genaue Geburtstag des UMA bekannt und bestehen 

keine ernsthaften Zweifel an der Altersangabe, so ist aus Gründen des Minderjähri-

genschutzes vom günstigsten Datum, dem 31.12, auszugehen. 

 

 

3. Ist die behördliche Altersfeststellung des Jugendamts, der Ausländerbehörde 

oder des Familiengerichts jeweils gegenüber den anderen Behörden verbind-

lich? 

 

Nein. Sowohl die auf Grundlage des § 42f vorgenommene Alterseinschätzung als 

auch die Alterseinschätzung der Ausländerbehörden haben gegenüber Dritten keine 

Bindungswirkung.10  

Das Familiengericht prüft die Minderjährigkeit einer Person nur im Rahmen eines 

Verfahrens zur Anordnung der Vormundschaft.11 Die Alterseinschätzung des Famili-

engerichts entfaltet nur für die Entscheidung, ob eine Vormundschaft einzurichten ist 

oder nicht, Bindungswirkung.  

 

Es ist somit weder den Jugendämtern noch den Ausländerbehörden oder Familien-

gerichten verwehrt, in ihren Verfahren jeweils zu anderen Alterseinschätzungen zu 

kommen. 

 

Die Entscheidung des Familiengerichts hat jedoch Auswirkungen auf die „Argumen-

tationslast“ der Jugendämter und Ausländerbehörden, wenn diese von abweichen-

den Alterseinschätzungen ausgehen wollen. Um widersprüchliche Wertungen und 

„Argumentationslasten“ zu vermeiden, steht es den Jugendämtern grundsätzlich frei, 

Beschwerde gegen den Beschluss des Familiengerichts einzulegen.  

 
 

III. Zur Zuständigkeit 

 

1. Wann wird ein UMA in Obhut genommen und wer ist hierfür sachlich und ört-

lich zuständig? 

 

Ein UMA ist in Obhut zu nehmen, sobald seine unbegleitete Einreise nach Deutsch-

land festgestellt wird. Sachlich und örtlich zuständig ist das Jugendamt, in dessen 

Bereich sich der UMA vor Beginn der Maßnahme tatsächlich aufhält (vgl. § 42 Abs. 

1 S. 1 Nr. 3, § 42a Abs. 1 S. 1 und § 87, § 88a Abs. 1). 

 

Ist eine Verteilung erfolgt, so ist derjenige örtliche Träger zuständig, den das Lan-

desjugendamt zur Aufnahme des UMA bestimmt hat (vgl. § 88a Abs. 2). 

 

                                            
10

 BeschlussEmpfBer BT-Drs. 18/6392, S. 20; Hofmann, Ausländerrecht, 2. Aufl., § 12 AsylG, Rn. 16. 
11

 JAmt, 2016, S. 255 (255). 
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2. Wer ist zuständig, wenn der UMA während der vorläufigen Inobhutnahme ent-

weicht und später wieder aufgegriffen wird? Wie ist in diesem Fall zu verfah-

ren? 

 

Der entwichene UMA wird nach einem zwischen den Bundesländern, dem Bundes-

verwaltungsamt und BMFSFJ vereinbarten Verfahren zunächst 48 Stunden im Ju-

gendamt, das ihn vorläufig in Obhut genommen hat, geführt. Für diese 48 Stunden 

bleibt das Jugendamt zuständig. 

 

Taucht der UMA innerhalb dieser 48 Stunden nicht wieder auf, so gilt die Maßnahme 

als beendet und der belegte Platz ist wieder frei. 

 

Wird der UMA nach den 48 Stunden erneut aufgegriffen, so ist das Jugendamt ört-

lich zuständig, in dessen Bereich sich der UMA vor Beginn der Maßnahme tatsäch-

lich aufhält. 

 

 
3. Wer ist zuständig, wenn der UMA nach der Zuweisungsentscheidung unter- 

und in einem anderen Jugendamtsbezirk wieder auftaucht? Wer ist zuständig, 

wenn der UMA nach einer Zuweisungsentscheidung unter- und in einem ande-

ren Bundesland wieder auftaucht? 

 

Taucht der UMA nach der Zuweisungsentscheidung und bevor er beim Zuweisungs-

jugendamt ankommt unter, so ist das Verteilungsverfahren noch nicht abgeschlos-

sen und es gilt die Frist des § 42b Abs. 4 Nr. 4. Taucht der UMA innerhalb dieser 

Monatsfrist nicht wieder auf, so ist die Verteilung ausgeschlossen. Beim Ausschluss 

der Verteilung bleibt das vorläufig in Obhut nehmende Jugendamt weiterhin zustän-

dig; auch für die Inobhutnahme nach § 42 Abs. 1 S. 1 Nr. 3. 12 Taucht der UMA in-

nerhalb der Monatsfrist wieder auf, so kann die Verteilung durchgeführt werden. 

Wird sie durchgeführt, so ist das zugewiesene Jugendamt nunmehr zuständig. 

 

Taucht der UMA nach der Zuweisungsentscheidung unter und wurde er bereits dem 

zugewiesenen Jugendamt übergeben, so ist das Verteilungsverfahren abgeschlos-

sen und das zugewiesene Jugendamt bleibt in jedem Fall zuständig. 

 
 

IV. Zur vorläufigen Inobhutnahme 

 

1. Darf bzw. muss der junge Mensch auch dann in Obhut genommen werden, 

wenn Zweifel an der Minderjährigkeit bestehen? 

 

Für die vorläufige Inobhutnahme gelten insoweit die hergebrachten Grundsätze der 

regulären Inobhutnahme. Es kommt also darauf an, ob der Hilfe leistende Jugendhil-

feträger von der Minderjährigkeit ausgehen darf.  

 

                                            
12

 Vgl. BT-Drs. 18/5921, S. 25; Kunkel/Kepert, SGB VIII, 6. Aufl., § 42a, Rn. 25. 
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Lässt sich eine verlässliche Klärung des Alters nicht sogleich herbeiführen, so hat 

das Jugendamt im Zweifel, also dann, wenn das Vorliegen von Minderjährigkeit nicht 

sicher ausgeschlossen werden kann, eine Inobhutnahme anzuordnen, bis das tat-

sächliche Alter des jungen Menschen festgestellt ist. 13   

Auch in der UNHCR-Richtlinie über allgemeine Grundsätze und Verfahren zur Be-

handlung asylsuchender unbegleiteter Minderjähriger vom Februar 1997 ist festge-

halten, dass, wenn man hinsichtlich des Kindesalters auf Schätzungen angewiesen 

ist (mithin, wenn das genaue Alter des Kindes ungewiss ist), im Zweifel zugunsten 

des Kindes entschieden werden sollte. 14  

 

Die Beendigung der Inobhutnahme darf erst erfolgen, wenn die Zweifel an der Min-

derjährigkeit so offenkundig sind, dass keine ausreichende Wahrscheinlichkeit für 

die Minderjährigkeit mehr besteht. Es handelt sich also stets um eine Einzelfallent-

scheidung. 

 
 
2. Ist eine Inobhutnahme durch Verwandte rechtlich zulässig? 

 

Für die Inobhutnahme liegt die Primärzuständigkeit stets bei den Jugendämtern Die 

Inobhutnahme umfasst die Befugnis, den UMA bei einer geeigneten Person, in einer 

geeigneten Einrichtung oder in einer sonstigen Wohnform unterzubringen (§ 42 Abs. 

1 S. 2). Sofern das Jugendamt den Verwandten als geeignete Person beurteilt, kann 

der/die UMA bei dieser Person untergebracht werden. Eine sozialpädagogische 

Ausbildung ist nicht erforderlich.15 

 

Die Jugendämter haben grundsätzlich zu prüfen, ob sich eine mit dem UMA ver-

wandte Person im In- oder Ausland aufhält und ggf. auf eine Familienzusammen-

führung hinzuwirken, soweit dies dem Kindeswohl entspricht (vgl. § 42a Abs. 2 S. 1 

Nr. 2, § 42b Abs. 4 Nr. 3). 

 

Kommt es zu einer Familienzusammenführung mit Personensorge- oder Erzie-

hungsberechtigten des UMA, so endet die Inobhutnahme bzw. die jugendhilfe-

rechtliche Zuständigkeit (vgl. auch § 42a Abs. 6). Bei einer Familienzusammenfüh-

rung mit nicht Personensorge- oder Erziehungsberechtigten bleibt die Zuständigkeit 

des Jugendamtes bestehen (vgl. z.B. § 88a Abs. 2  S. 2). 

 

 

3. Unter welchen Voraussetzungen sind Verwandte des UMA geeignet, um im 

Rahmen der Verwandtenpflege den UMA zu betreuen? 

 

Entspricht die Verwandtenpflege des UMA dem Kindeswohl, so ist von einer Geeig-

netheit der Betreuung durch die Verwandten auszugehen. Hierbei handelt es sich 

um eine Einzelfallentscheidung.  

                                            
13

 Vgl. NVwZ-RR 2014, 959 (961) m.w.N..  
14

 UNHCR 1997, 5.11 c, S. 32, einsehbar unter: 
http://www.unhcr.ch/fileadmin/rechtsinfos/fluechtlingsrecht/1_international/1_3_asylverfahren/FR_int_asyl-RL_UMF.pdf 
15

 Frankfurter Kommentar/Trenczek, SGB VIII, 7. Aufl., § 42, Rn. 28. 
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4. Welche Rechte und Pflichten hat das Jugendamt während der vorläufigen In-

obhutnahme?    

 

Neben der Inobhutnahme selbst, der vorläufigen Unterbringung bei einer geeigneten 

Person, in einer geeigneten Einrichtung oder in einer sonstigen Wohnform, dem 

UMA Gelegenheit zu geben unverzüglich eine Person seines Vertrauens zu benach-

richtigen, das Wohl des Kindes, den Unterhalt und die Krankenhilfe sicherzustellen, 

bestehen folgende Rechte und Pflichten des Jugendamtes: 

 

 § 42a Abs. 2 S. 1 Nr. 1 - 4, Erstscreening: 

o Einschätzen, ob das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen durch die 

Durchführung des Verteilungsverfahrens gefährdet würde (Nr.1) 

o Einschätzen, ob sich eine mit dem Kind oder Jugendlichen verwandte 

Person im Inland oder im Ausland aufhält (Nr.2) 

o Einschätzen, ob das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen eine ge-

meinsame Inobhutnahme mit Geschwistern oder anderen UMA erfordert 

(Fluchtgemeinschaft) (Nr.3) 

o Einschätzen, ob der Gesundheitszustand des Kindes oder des Jugendli-

chen die Durchführung des Verteilungsverfahrens innerhalb von 14 Tagen 

nach Beginn der vorläufigen Inobhutnahme ausschließt; hierzu soll eine 

ärztliche Stellungnahme eingeholt werden (Nr.4) 

 Auf Grundlage der obigen Ergebnisse entscheidet das Jugendamt, ob der UMA 

zur Verteilung angemeldet oder ausgeschlossen wird (§ 42a Abs. 2 S. 2). 

 Vornahme aller Rechtshandlungen, die zum Wohl des UMA notwendig sind unter 

Beteiligung des UMA und angemessener Berücksichtigung des mutmaßlichen 

Willens der Personen- oder Erziehungsberechtigten (§ 42a Abs. 3). 

 Innerhalb von 7 Tagen nach der Maßnahme dem Landesjugendamt die vorläufi-

ge Inobhutnahme mitzuteilen und die Ergebnisse des Erstscreenings zu übermit-

teln (§ 42a Abs. 4). 

 Im Falle der Zuweisung zu einem anderen Jugendamt aufgrund des Verteilungs-

verfahrens die Begleitung und dessen Übergabe an dieses Jugendamt und die 

Übermittlung der personenbezogenen Daten an dieses Jugendamt zur Erfüllung 

der Aufgabe nach § 42 (§ 42a Abs. 5). 

 
 
5. Nach welchen Kriterien wird ein UMA von der Anmeldung zur Verteilung aus-

geschlossen? 

 

Das Jugendamt, das die vorläufige Inobhutnahme nach § 42a durchführt, hat sich an 

den Kriterien des Abs. 2 S. 1 Nr. 1 - 4 der Vorschrift zu orientieren  Des Weiteren ist 

die Durchführung des Verteilungsverfahrens ausgeschlossen, wenn das Vertei-

lungsverfahren nicht innerhalb eines Monats nach Beginn der vorläufigen Inobhut-

nahme erfolgt (§ 42b Abs. 4 Nr. 4).  

UMA, die innerhalb von zwei Monaten nach vorläufiger Inobhutnahme volljährig 

werden, sind nach einer zwischen Bund und Ländern getroffenen Absprache eben-

falls nicht zur Verteilung nach § 42b SGB VIII anzumelden.  
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Ist die Durchführung des Verteilungsverfahrens ausgeschlossen, bleibt das vorläufig 

in Obhut nehmende Jugendamt weiterhin zuständig; auch für die Inobhutnahme 

nach § 42 Abs. 1 S. 1 Nr. 3.16  

 

 
6. Sind UMA, die ab dem 01.11.2015 in Obhut genommen worden sind, grund-

sätzlich zur Verteilung anzumelden, auch wenn der entsprechende Landkreis 

oder die kreisfreie Stadt seine Quote noch nicht erfüllt hat? 

 

Ja, auch in diesem Fall sind die jeweiligen Jugendämter verpflichtet, die UMA zur 

Verteilung anzumelden. Eine andere Ansicht findet in den §§ 42a ff. keine Stütze. 

 
 
7. Wer führt die Gesundheitsuntersuchung durch und wer sollte mit der Abfas-

sung der ärztlichen Stellungnahme beauftragt werden? 

 

Das Jugendamt hat während der vorläufigen Inobhutnahme einzuschätzen, ob der 

Gesundheitszustand des UMA die Durchführung des Verteilungsverfahrens inner-

halb von 14 Tagen nach Beginn der vorläufigen Inobhutnahme ausschließt. Das Ju-

gendamt soll hierzu eine ärztliche Stellungnahme einholen (§ 42a Abs. 2 Nr. 4). In 

der Gesetzesbegründung heißt es, dass in der Regel eine ärztliche Stellungnahme 

eingeholt werden muss, um auszuschließen, dass die UMA mit ansteckenden 

Krankheiten verteilt werden und dadurch Dritte gefährden.17 Die ärztliche Stellung-

nahme und die ihr zu Grunde gelegte Untersuchung werden dann durch Ärztin-

nen/Ärzte des Gesundheitsamts oder durch beauftragte Ärztinnen/Ärzte durchge-

führt. 

 
 
8. Welchen Umfang sollte die Gesundheitsuntersuchung haben bzw. welche Un-

tersuchungen sollten im Rahmen des Erstscreenings erfolgen (§ 42a Abs. 2 S. 

1 Nr. 4)? 

 

Sinn der Gesundheitsuntersuchung nach § 42a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4  ist es, auszu-

schließen, dass Kinder und Jugendliche mit ansteckenden Krankheiten verteilt und 

dadurch Dritte gefährdet werden18; hieran orientiert sich der Umfang der Untersu-

chung. In der Regel muss eine ärztliche Stellungnahme zum Gesundheitszustand 

des Minderjährigen eingeholt werden, die im Krankheitsfall insbesondere auch eine 

Aussage zur Dauer der Ansteckungsgefahr enthalten sollte.19  

 

Der Ausschluss einer gesundheitlichen Gefährdung des Kindes oder Jugendlichen 

selbst durch die Verteilung ist Gegenstand der Kindeswohlprüfung nach Nummer 

1.20 

 
 

                                            
16

 BT-Drs. 18/5921, S. 25; Kunkel/Kepert, SGB VIII, 6. Aufl., § 42a, Rn. 25. 
17

 BT-Drs. 18/5921, S. 24. 
18

 BT-Drs. 18/5921, S. 24. 
19

 BT-Drs. 18/5921, S. 24. 
20

 BT-Drs. 18/5921, S. 24. 
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9. Welchen Umfang muss die ärztliche Stellungnahme gem. § 42a Abs. 2 S. 1 Nr. 

4 haben? 

 

Unbeschadet der Einschätzung der Gesundheitsämter sollte der Umfang des ärztli-

chen Gutachtens/der ärztlichen Stellungnahme in Anbetracht der Fallzahlen hand-

habbar sein. Insbesondere ist auf eine Einhaltung der 7-Tagefrist hinzuwirken, § 42a 

Abs. 4 S.1. 

 

 

10. Wer muss die Ergebnisse des Gesundheitschecks bekommen? 

 

Das vorläufig in Obhut nehmende Jugendamt hat die Ergebnisse des Erstscreenings 

nach § 42a Abs. 2 Satz 1 - ohne Details der Gesundheitsuntersuchung - der Lan-

desverteilstelle im Zuge der Anmeldung des UMA zur Verteilung oder zum Aus-

schluss vom Verteilungsverfahren mitzuteilen (vgl. § 42a Abs. 4 S. 2). 

 

In der Regel sind die Ergebnisse außerdem im Zuge der Übergabe des UMA nach 

einer erfolgten Zuweisung dem aufnehmenden Jugendamt mitzuteilen (vgl. § 42a 

Abs. 5 S. 1 Nr. 2). 

 
 
11. Wie ist zu verfahren, wenn ein UMA vorläufig in Obhut genommen wird, es 

sich aber herausstellt, dass er bereits vor dem 01.11.2015 nach § 42 oder nach 

dem 01.11.2015 vorläufig bei einem anderen Jugendamt in Obhut genommen 

wurde? 

 

Ein entwichener UMA wird nach einem zwischen den Bundesländern, dem Bundes-

verwaltungsamt und BMFSFJ vereinbarten Verfahren zunächst 48 Stunden im Ju-

gendamt, das ihn vorläufig in Obhut genommen hat, geführt. Für diese 48 Stunden 

bleibt das Jugendamt zuständig. 

 

Taucht der UMA innerhalb dieser 48 Stunden nicht wieder auf, so gilt die Maßnahme 

als beendet und der belegte Platz ist wieder frei. 

 

Wird der UMA nach den 48 Stunden erneut aufgegriffen, so ist das Jugendamt ört-

lich zuständig, in dessen Bereich sich der UMA nunmehr tatsächlich aufhält. 

 

 

12. Was sind „Werktage“ i.S.v. § 42a Abs. 4 und § 42b Abs. 3? 

 

Nach § 7 Abs. 3 sind Werktage im Sinne der § 42a bis § 42c die Wochentag Montag 

bis Freitag; ausgenommen sind gesetzliche Feiertage. 
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13. Wann beginnt die Frist i.S.v. § 42a Abs. 4 und § 42b Abs. 3 zu laufen? 

 

Die Berechnung der Fristen erfolgt nach § 26 SGB X i. V. m. § 187 Abs. 1 und § 188 

Abs. 1 BGB.  

§ 187 Abs. 1 BGB regelt, dass wenn für den Anfang einer Frist ein Ereignis oder ein 

in den Lauf eines Tages fallender Zeitpunkt maßgebend ist, so wird bei der Berech-

nung der Frist der Tag nicht mitgerechnet, in welchen das Ereignis oder der Zeit-

punkt fällt.  

§ 188 Abs. 1 BGB regelt, dass eine nach Tagen bestimmte Frist mit dem Ablauf des 

letzten Tages der Frist endigt.  

Bei § 42a Abs. 4 ist das in § 187 BGB erwähnte Ereignis, an das für die Fristberech-

nung anzuknüpfen ist, die vorläufige Inobhutnahme. Bei § 42b Abs. 3 ist das Ereig-

nis die Meldung des Bundesverwaltungsamt an die Landesverteilstelle des zur Auf-

nahme verpflichteten Landes. 

 

Bei der Berechnung ist die Definition der Werktage. zu beachten.  

 

Beispiel zu § 42a Abs. 4: 

Vorläufige Inobhutnahme: 09.02.2016 (Dienstag) 

Frist: 7 Werktage 

Fristbeginn: 10.02.2016 (Mittwoch), 0.00 Uhr 

Fristende: 18.02.2016 (Donnerstag), 24.00 Uhr  

 

Beispiel zu § 42b Abs. 3: 

Meldung am 19.02.2016 (Freitag) 

Frist: 2 Werktage 

Fristbeginn: 22.02.2016 (Montag), 0.00 Uhr 

Fristende: 23.02.2016 (Dienstag), 24.00 Uhr  

 
 
14. Wie ist zu verfahren, wenn das vorläufig in Obhut nehmende Jugendamt alle 

gesetzlichen Fristen für das Verteilerverfahren eingehalten hat, die Landesju-

gendämter oder andere örtliche Jugendämter ihrerseits die Fristen jedoch 

nicht einhalten und deswegen die Monatsfrist des § 42b Abs. 4 Nr. 4 über-

schritten wird? 

 

§ 42b Abs. 4 Nr. 4 sieht vor, dass die Durchführung des Verteilungsverfahrens aus-

geschlossen ist, wenn die Durchführung des Verteilungsverfahrens nicht innerhalb 

eines Monats nach Beginn der vorläufigen Inobhutnahme erfolgt ist.  

Nach dem Wortlaut der Vorschrift wird auf die Durchführung des Verfahrens als sol-

ches abgestellt und nicht danach differenziert, an welcher Stelle es im Rahmen des 

Verteilungsverfahrens zu Fristversäumnissen gekommen ist. Folglich führt das Ver-

streichen der Monatsfrist dazu, dass nach § 42b Abs. 4 Nr. 4 die Durchführung des 

Verteilungsverfahrens ausgeschlossen ist. 

 

Der Ausschluss der Verteilung nach Überschreiten der Monatsfrist schränkt die 

Möglichkeiten des Jugendamtes nicht ein, ein anderes Jugendamt um die (freiwilli-
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ge) Übernahme der Zuständigkeit für die Inobhutnahme des UMA zu bitten, wenn z. 

B. die dortige Betreuung oder Unterbringung dem Wohl des Kindes dient und seinen 

spezifischen Bedürfnissen besser gerecht werden kann. 

 

Bis zum 31.12.2016 besteht die Möglichkeit, die Frist in § 42b Abs. 4 Nr. 4 um einen 

Monat zu verlängern, wenn die zuständige Landesstelle gegenüber dem Bundes-

verwaltungsamt anzeigt, dass die Durchführung des Verteilungsverfahrens nicht in-

nerhalb der Frist erfolgen kann (§ 42d Abs. 3). 

 

 

15. Welche Informationspflichten ergeben sich für das erstaufnehmende Jugend-

amt gegenüber der Landesverteilstelle? 

 

Dies ergibt sich aus § 42a Abs. 4: 

 Die vorläufige Inobhutnahme selbst innerhalb von 7 Werktagen nach Beginn 

der Maßnahme 

 Die Ergebnisse der Einschätzung aus dem Erstscreening nach § 42a Abs. 2 

S. 1  

 Die Entscheidung auf Grundlage des Erstscreenings, ob der UMA zur Vertei-

lung angemeldet wird oder vom Verteilerverfahren ausgeschlossen ist 

 

Um eine dem Kindeswohl entsprechende landesinterne Verteilungsentscheidung zu 

gewährleisten, ist die Kenntnis bestimmter personenbezogener Daten über den 

UMA, wie Geschlecht, Alter, Herkunft, Sprachkenntnis, Ethnie, Religion, hilfreich. 

Die Landesverteilstelle strebt eine stetige Verbesserung ihrer Datengrundlage an. 

Dementsprechend bleibt eine künftig obligatorische Abfrage weiterer Daten, sofern 

im Verfahrensgang darstellbar, vorbehalten. 

Die nach § 42b Abs. 6 S. 1 werktäglich zu übermittelnden Daten sind – insoweit ab-

weichend von der gesetzlichen Vorgabe – nicht der Landesverteilstelle, sondern 

über das webbasierte Verfahren direkt dem Bundesverwaltungsamt zu melden.   

 

 

16. Was ist eine „geeignete Person“ i.S.v. § 42a Abs. 5 S. 1. Nr. 1? Gibt es eine 

landesweite Definition? 

 

In der Gesetzesbegründung zu § 42a Abs. 5 ist festgehalten worden, dass als ge-

eignete Personen Fachkräfte des Jugendamtes oder eines freien Trägers der Ju-

gendhilfe in Betracht kommen.21 Der Gesetzeswortlaut spricht jedoch von einer „in-

sofern geeigneten Person“. Das Wort „insofern“ wurde noch nach der Beratung im 

FSFJ-Ausschuss des Bundestages eingefügt und soll klarstellen, dass die Beglei-

tung nicht notwendigerweise von einer Fachkraft wahrgenommen werden muss.22 

Als geeignete Personen kommen daher beispielsweise auch Ehrenamtliche und 

Bundesfreiwillige in Betracht.23 Im Einvernehmen mit dem für die vorläufige Inobhut-

                                            
21

 BR-Drs. 349/15, S. 22. 
22

 Nachtragskommentierung zum Gesetz zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und Betreuung ausländischer Kinder 
und Jugendlicher, Wiesner/Loos, Dezember 2015, § 42a SGB VIII, N. 31; einsehbar unter: 
http://rsw.beck.de/cms/?toc=WiesnerSGB.20 und BeschlussEmpfBer BT-Drs. 18/6392, S. 19. 
23

 BeschlussEmpfBer BT-Drs. 18/6392, S. 19. 

http://rsw.beck.de/cms/?toc=WiesnerSGB.20
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nahme zuständigen Jugendamt, kann auch das Jugendamt der Zuweisung die Be-

gleitung des Kindes oder Jugendlichen übernehmen.24 

 
 

17. Muss eine Begleitung der UMA erfolgen oder können diese ggf. mit dem Taxi 

gefahren bzw. ältere UMA mit dem Zug fahren und am Zielbahnhof in Empfang 

genommen werden? 

 

Nach § 42a Abs. 5 S. 1 umfasst die Inobhutnahme auch die Pflicht, die Begleitung 

des UMA und dessen Übergabe durch eine insofern geeignete Person sicherzustel-

len. Auch in der Gesetzesbegründung zu § 42a Abs. 5 ist festgehalten, dass ein am 

Kindeswohl ausgerichtetes Verteilungsverfahren es gebietet, den UMA bei der Über-

führung zum Jugendamt der Zuweisung nicht allein zu lassen.25 Eine Ausnahme von 

der Begleitung lässt das Gesetz somit nicht zu.  

 

 

18. Inwiefern kann sich ein UMA gegen die Anmeldung zur Umverteilung verwei-

gern? 

 

Ein Vetorecht des UMA gibt es nicht. Eine Entscheidung über die Anmeldung zur 

Umverteilung hat sich jedoch am Wohl des Kindes zu orientieren (vgl. § 42a Abs. 2 

S. 1 Nr. 1). Wenn sich der UMA einem Verteilungsverfahren verweigert und auf-

grund seines seelischen Zustandes zu befürchten ist, dass eine Durchführung der 

Verteilung entgegen dieser sehr starken Ablehnungshaltung mit hoher Wahrschein-

lichkeit zu einer (Re)-Traumatisierung führen kann, dann ist von der Durchführung 

des Verteilungsverfahrens abzusehen.26 Wird der UMA mithin vom Verteilungsver-

fahren ausgeschlossen, bleibt das erstaufnehmende Jugendamt für den UMA zu-

ständig.  

 

 

19. Wie werden die UMA bewertet, bei denen die Durchführung des Verteilungs-

verfahrens nicht innerhalb von einem Monat nach Beginn der vorläufigen In-

obhutnahme abgeschlossen wurde? 

 

Ist die Durchführung des Verteilungsverfahrens nicht innerhalb eines Monats nach 

Beginn der vorläufigen Inobhutnahme erfolgt, so ist die Verteilung ausgeschlossen 

(§ 42b Abs. 4 Nr. 4). Das vorläufig in Obhut genommene Jugendamt bleibt weiterhin 

zuständig; auch für die Inobhutnahme nach § 42 Abs. 1 S. 1 Nr. 3.27 

 

Bis zum 31.12.2016 besteht die Möglichkeit, die Frist in § 42b Abs. 4 Nr. 4 um einen 

Monat zu verlängern, wenn die zuständige Landesstelle gegenüber dem Bundes-

verwaltungsamt anzeigt, dass die Durchführung des Verteilungsverfahrens nicht in-

nerhalb der Frist erfolgen kann. 

 

                                            
24

 BeschlussEmpfBer BT-Drs. 18/6392, S. 19. 
25

 BR-Drs. 349/15, S. 22. 
26

 BR-Drs. 349/15, S. 21. 
27

 Vgl. auch BT-Drs. 18/5921, S. 25; Kunkel/Kepert, SGB VIII, 6. Aufl., § 42a, Rn. 25. 
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20. Was geschieht mit einem UMA, der während der vorläufigen Inobhutnahme 

volljährig wird? 

 

Wird ein UMA während der vorläufigen Inobhutnahme volljährig, so endet grundsätz-

lich die Primärzuständigkeit des Jugendamtes und die vorläufige Inobhutnahme wird 

aufgehoben. Den Volljährigen trifft nun eine Wohnortverpflichtung in einer Erstauf-

nahmeeinrichtung (§ 47 Abs. 1 i. V. m. § 14 Abs. 1 AsylG). 

 

UMA, die innerhalb von zwei Monaten nach vorläufiger Inobhutnahme volljährig 

werden, sind nicht zur Verteilung anzumelden. 

 

 

21. Ist die Entscheidung, wann die vorläufige Inobhutnahme beendet werden 

kann, bei Unterschreitung der Sollquote, an bestimmte Kriterien gebunden 

oder sind die Landkreise oder die kreisfreien Städte in der Entscheidung au-

tonom? 

 

Wann die vorläufige Inobhutnahme endet, ist in § 42a Abs. 6 genau definiert (Über-

gabe des UMA an den Personensorge- oder Erziehungsberechtigten, Übergabe an 

das aufgrund der Zuweisungsentscheidung der Landesverteilstelle nach § 88a Abs. 

2 S. 1 zuständige Jugendamt oder mit der Anzeige, dass der UMA vom Verteilungs-

verfahren ausgeschlossen ist, § 42a Abs. 4 S. 3) und losgelöst von der Frage, ob ei-

ne Unterschreitung der Sollquote vorliegt. Die vorläufige Inobhutnahme kann außer-

dem dann beendet werden, wenn der UMA während der vorläufigen Inobhutnahme 

entweicht und nicht innerhalb von 48 Stunden wieder auftaucht. 

 

 

22. Ist nach der vorläufigen Inobhutnahme noch ein Clearing erforderlich? 

 

Ja. Die vorläufige Inobhutnahme hat zwar eine gewisse „Clearing-Funktion“ (Erst-

screening zur Einschätzung der individuellen Situation des UMA).28 Im Rahmen der 

vorläufigen Inobhutnahme geht es aber nicht darum, weiterführende Hilfen festzu-

stellen und in Gang zu setzen, die für das künftige Wohl des UMA erforderlich sind. 

Es geht vielmehr darum, festzustellen, ob eine Übergabe des Minderjährigen an ein 

anderes Jugendamt im Rahmen des Verteilungsverfahrens ohne eine Gefährdung 

seines Wohls möglich ist.29   

Im Rahmen der sich an die vorläufige Inobhutnahme anschließenden regulären In-

obhutnahme nach § 42 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 findet das eigentliche Clearingverfahren 

statt. Hier hat das Jugendamt gem. § 42 Abs. 2 S. 1 die Situation, die zur Inobhut-

nahme geführt hat, zusammen mit dem UMA zu klären und Möglichkeiten der Hilfe 

und Unterstützung – ggf. auch über die Volljährigkeit hinaus (§ 41) - aufzuzeigen.  

 
 
 
 

                                            
28

 Kirchhoff, jurisPR-SozR, 2/2016, Anm. 1. 
29

 Kirchhoff, jurisPR-SozR, 2/2016, Anm. 1. 
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23.  Ist es möglich, dass Jugendämter andere Jugendamtsbezirke entlasten? 

 

§ 88a Abs. 2 S. 3 regelt, dass ein anderer Träger aus Gründen des Kindeswohls o-

der aus sonstigen humanitären Gründen von vergleichbarem Gewicht die örtliche 

Zuständigkeit von dem zuständigen Träger übernehmen kann.  

 

Zudem ist auf freiwilliger Basis stets eine Entlastung durch Übernahme von Zustän-

digkeiten möglich. 

 

Derzeit befindet sich ein Gesetzentwurf zu Änderung des Jugendförderungsgeset-

zes im Gesetzgebungsverfahren, der ebenfalls eine Entlastung der vorläufig in Ob-

hut nehmenden Jugendämter durch Änderung der örtlichen Zuständigkeit vorsieht. 

Das Land Schleswig-Holstein, der Schleswig-Holsteinische Landkreistag und der 

Schleswig-Holsteinische Städteverband haben am 25.02.2016 eine an den Geset-

zesentwurf angelehnte Verwaltungsvereinbarung geschlossen, welche bis zum In-

krafttreten des Gesetzes eine Änderung der örtlichen Zuständigkeit im Rahmen der 

vorläufigen Inobhutnahme auf freiwilliger Basis ermöglicht. 

 

 

V. Zum bundesweiten Verteilungsverfahren 

 

1. Wie läuft das bundesweite Verteilungsverfahren ab? 

 

 Das Jugendamt meldet innerhalb von sieben Tagen nach Beginn der vorläufi-

gen Inobhutnahme UMA in mit Kennwort geschützter Klardatenliste zur Ver-

teilung an die Landesstelle (§ 42a Abs. 4 Satz 1). 

 Die Landesstelle meldet die UMA (Anzahl, ggf. mit Angabe Geschwister oder 

Fluchtgemeinschaften) beim Bundesverwaltungsamt innerhalb von 3 Werkta-

gen zur Verteilung an oder zeigt den Ausschluss von der Verteilung an (§ 42a 

Abs. 4 S. 3). 

 Das Bundesverwaltungsamt benennt innerhalb von 2 Werktagen nach der 

Anmeldung das zur Aufnahme verpflichtete Land (§ 42b Abs. 1 S. 1). Maßge-

bend für die Verteilung ist der Königsteiner Schlüssel (§ 42b Abs. 1 S. 2 i. V. 

m. § 42c Abs. 1 S. 2). 

 Die Landesstelle teilt der Landesstelle des zur Aufnahme verpflichteten Lan-

des die Daten der zu verteilenden UMA mit (Kennwort geschützte Klardaten-

liste).  

 Die Landesstelle des zur Aufnahme verpflichteten Landes weist die UMA in-

nerhalb von zwei Tagen in seinem Bereich gelegenen Jugendämtern zu und 

übermittelt entsprechende Zuweisungsbescheide an die aufnehmenden und 

die abgebenden Jugendämter (§ 42b Abs. 3 Satz 1). 

 Aufnehmendes und abgebendes Jugendamt vereinbaren die Übergabemoda-

litäten; das abgebende Jugendamt ist verpflichtet, den UMA zum aufnehmen-

den Jugendamt zu bringen und die für die Inobhutnahme nach § 42 erforderli-

chen Daten zu übermitteln (§ 42a Abs. 5 Satz 1). 
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 Mit der Übergabe des UMA geht dieser in die Zuständigkeit des aufnehmen-

den Jugendamts über und ist in die dortige Meldung an das BVA aufzuneh-

men. Das abgebende Jugendamt führt den UMA nicht mehr in seiner Mel-

dung auf. 

 Bei der Zuteilung an die Länder soll vorrangig dasjenige Land benannt wer-

den, in dessen Bereich das Jugendamt liegt, das den UMA vorläufig in Obhut 

genommen hat. Hat dieses Land seine Aufnahmequote bereits erfüllt, so soll 

das nächstgelegene Land benannt werden (§ 42c Abs. 2).  

 Die Durchführung des Verteilungsverfahrens ist nach § 42b Abs. 4 ausge-

schlossen, wenn 

o dadurch das Wohl des UMA gefährdet würde (Nr.1), 

o dessen Gesundheitszustand die Durchführung des Verteilungsverfah-

rens innerhalb von 14 Werktagen nach Beginn der vorläufigen Inob-

hutnahme gem. § 42a nicht zulässt (Nr.2 ), 

o dessen Zusammenführung mit einer verwandten Person kurzfristig er-

folgen kann (Nr.3), 

o die Durchführung des Verteilungsverfahrens nicht innerhalb von einem 

Monat nach Beginn der vorläufigen Inobhutnahme erfolgt (Nr.4).  

 

 

2. Was muss im Rahmen der werktäglichen Mitteilung dem Bundesverwaltungs-

amt durch die Landesverteilstelle übermittelt werden (§ 42b Abs. 6 S. 2)? 

 

§ 42b Abs. 6 S. 2 verpflichtet die Landesverteilstelle zur Weitergabe von Daten an 

das Bundesverwaltungsamt, die zur Umsetzung des in § 42b und § 42c geregelten 

Verteilungsverfahrens notwendig sind. Hierzu gehören insbesondere Angaben zur 

Anzahl der von dem Land nach § 42b oder nach § 42 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 in Obhut ge-

nommenen Minderjährigen durch werktägliche Meldung der täglichen Zu- und Ab-

gänge sowie das Ergebnis des Erstscreenings nach § 42b Abs. 2 durch die zustän-

dige Landesstelle an das Bundesverwaltungsamt. 

Abweichend vom Gesetzeswortlaut übermitteln die Jugendämter die Anzahl der 

UMA, für die sie zuständig sind, über das webbasierte Verfahren direkt an das Bun-

desverwaltungsamt. 

 

 

VI. Zum landesinternen Verteilungsverfahren 
 

1. Wie läuft das landesinterne Verteilungsverfahren im Rahmen der vorläufigen 

Inobhutnahme ab? 

 

Die landesinterne Verteilung der UMA im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme er-

folgt bis zum Inkrafttreten einer entsprechenden landesgesetzlichen Regelung auf 

der Grundlage der im Februar 2016 zwischen dem Land SH, dem Schleswig-

Holsteinischen Landkreistag und dem Städteverband Schleswig-Holstein geschlos-

senen Vereinbarung. 
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Die Verteilung im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme erfolgt auf Antrag des ab-

gebenden Jugendamts mit Übermittlung der Daten der zu verteilenden UMA und 

nach Zustimmung des aufnehmenden Jugendamts per Zuweisungsbescheid der 

Landesstelle. 

 

 
2. Wie läuft das landesinterne Verteilungsverfahren nach der Benennung des 

durch das Bundesverwaltungsamt zur Aufnahme verpflichteten Landes ab? 

 

Nachdem das Bundesverwaltungsamt das zur Aufnahme verpflichtete Land benannt 

hat, weist die zuständige Landesstelle des zur Aufnahme verpflichteten Landes den 

UMA innerhalb von 2 Werktagen einem in seinem Bereich gelegenen Jugendamt 

zur Inobhutnahme nach § 42 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 zu und teilt dies dem Jugendamt, 

welches den UMA vorläufig in Obhut genommen hat, mit. Maßgeblich für die Ent-

scheidung sind die spezifischen Schutzbedürfnisse und Bedarfe der UMA, § 42b 

Abs. 3 S. 1 und 2.  

 

 

3. Wie läuft die landesinterne Verteilung von Bestandsfällen ab? 

Die Verteilung von Bestandsfällen (reguläre Inobhutnahmen, Anschlussmaßnah-

men) aufgrund freiwilliger Zuständigkeitsübernahmen erfolgt in Absprache zwischen 

aufnehmendem und abgebendem Jugendamt. Nachdem die Jugendämter die Zu-

ständigkeitsübernahme der Landesstelle angezeigt haben, bestätigt diese den 

Übergang des Kostenerstattungsanspruchs nach § 89d Abs. 1.  

 

 

4. Welche Kriterien sind bei der Verteilung zu berücksichtigen? 

 

Maßgeblich für die Zuweisung sind nach § 42b Abs. 3 S. 2 grundsätzlich die „spezi-

fischen Schutzbedürfnisse und Bedarfe“ der UMA. Weitere Kriterien für die Auswahl 

des Zuweisungsjugendamtes können die Länder bestimmen (§ 42b Abs. 8). Ermes-

sensleitende Kriterien in Schleswig-Holstein sind zunächst die den Jugendämtern 

bekannten Aufnahmequoten. Weitere Kriterien können ggf. in einer späteren, auf der 

Grundlage des Gesetzesentwurfs zur Änderung des Jugendförderungsgesetzes er-

lassenen Verordnung aufgenommen werden.  

 

 

5. Darf ein UMA, der angegeben hat, verwandtschaftliche Beziehungen zu Perso-

nen in anderen Bundesländern zu haben, über das Verteilerverfahren nach 

§ 42b verteilt werden? 

 

Nein. § 42b Abs. 4 Nr. 3 regelt, dass für den Fall, dass eine Zusammenführung des 

UMA mit einer verwandten Person kurzfristig erfolgen kann und dies dem Wohl des 

Kindes entspricht, die Durchführung des Verteilungsverfahrens ausgeschlossen ist. 

Die Frage nach verwandten Personen soll auch bereits im Rahmen des Erstscree-

nings behandelt werden (§ 42a Abs. 2 S. 1 Nr. 2). 
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Eine Anmeldung des UMA zur Verteilung oder die Entscheidung des Bundesverwal-

tungsamtes zur Verteilung darf nicht mit dem Hintergrund erfolgen, dass sich im 

„Zielland“ eine verwandte Person aufhält. 

 

Kommt es zu einer Familienzusammenführung mit Personensorge- oder Erzie-

hungsberechtigten des UMA, so endet die Inobhutnahme (vgl. auch § 42a Abs. 6). 

Bei einer Familienzusammenführung mit nicht Personensorge- oder Erziehungsbe-

rechtigten bleibt die Zuständigkeit des Jugendamtes bestehen (vgl. z.B. § 88a Abs. 

2  S. 2). 

Die Zuständigkeit des erstaufnehmenden Jugendamtes geht auf das Jugendamt am 

Aufenthaltsort der verwandten Person über, wenn dieses nach § 88a Abs. 2 S. 3 die 

Zuständigkeit aus Kindeswohl- oder sonstigen humanitären Gründen übernimmt.  

 

Eine freiwillige Übernahme der Zuständigkeit im beiderseitigen Einvernehmen aus 

anderen Gründen ist stets zulässig. 

 

 

6. Wird auch zugewiesen, wenn ein Jugendamt noch keine Plätze zur Unterbrin-

gung einrichten konnte? 

 

Grundsätzlich ja. Die Zuweisung erfolgt unter Berücksichtigung der spezifischen 

Schutzbedürfnisse und Bedarfe der Kinder und Jugendlichen anhand der Aufnah-

mequoten, die den Jugendämtern bekannt sind. Die Schaffung von Unterbringungs-

plätzen liegt in der Verantwortung der Jugendämter. Bei der Suche nach geeigneten 

Plätzen ist das Land gerne unterstützend tätig. 

 

 

7. Wer erhält den Zuweisungsbescheid der Landesverteilerstelle? 

 

Es gibt zwei Zuweisungsbescheide. Einer ist an das aufzunehmende Jugendamt 

adressiert. Der andere ist an das vorläufig in Obhut nehmende Jugendamt adres-

siert in seiner Eigenschaft als gesetzlicher Vertreter des UMA.  

 
 
8. Wie wird der UMA über die Entscheidung der Landesverteilstelle informiert? 

 

Der UMA wird durch das vorläufig in Obhut nehmende Jugendamt in seiner Eigen-

schaft als vorläufig gesetzlicher Vertreter über den Zuweisungsbescheid informiert.  

Es trägt dafür Sorge, dass der UMA in geeigneter Weise vom Inhalt des Zuwei-

sungsbescheides und etwaigen Rechtsschutzmöglichkeiten Kenntnis erlangt (ggf. 

unter Zuhilfenahme eines Dolmetschers).  
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9. Inwiefern kann gegen die Verteilentscheidung geklagt werden? 

 

Die Verteilentscheidung in Form des Zuweisungsbescheides ist ein rechtsmittelfähi-

ger Verwaltungsakt. § 42b Abs. 7 schließt die Möglichkeit eines Widerspruchsver-

fahrens aus. Eine Klage hat keine aufschiebende Wirkung. 

 

 
10. Wer ist für die Beförderung  zum Jugendamt, dem der UMA nach der vorläufi-

gen Inobhutnahme zugewiesen worden ist, zuständig? 

 

Das abgebende Jugendamt ist für Begleitung und Übergabe des UMA zuständig, 

§ 42a Abs. 5 Satz 1 Nr. 1. 

 

 

VII. Zur Quote 

 

1. Wie bestimmt sich die Quote, anhand derer die UMA im Rahmen des bundes-

weiten Verteilungsverfahrens verteilt werden? 

 

Die Quote bestimmt sich anhand des sog. Königsteiner Schlüssels (vgl. § 42b Abs. 

1 S. 2 i. V. m. § 42c Abs. 1). 

 

 

2. Wie bestimmt sich die Quote, anhand derer die UMA im Rahmen des landesin-

ternen Verteilungsverfahrens verteilt werden? 

 

Das geplante Gesetz zur Änderung des Jugendförderungsgesetzes  sieht vor, dass 

das Landesjugendamt die Aufnahmequoten der örtlichen Träger der öffentlichen Ju-

gendhilfe entsprechend deren Einwohneranteil an der Gesamtbevölkerung des Lan-

des (Einwohnerschlüssel) festlegen soll. 

 

 

3. Wird auch die Zahl der vorläufig in Obhut genommenen UMA auf die Quote 

einer Kommune angerechnet? 

 

Ja. 

 

 
4. Auf wessen Quote wird der UMA angerechnet, bei dem die Durchführung des 

Verteilungsverfahrens nicht innerhalb von einem Monat nach Beginn der vor-

läufigen Inobhutnahme abgeschlossen wurde? 

 

In diesem Fall ist die Durchführung des Verteilungsverfahrens ausgeschlossen 

(§ 42b Abs. 4 Nr. 4). Das vorläufig in Obhut genommene Jugendamt bleibt weiterhin 

zuständig; auch für die Inobhutnahme nach § 42 Abs. 1 S. 1 Nr. 3. Der UMA wird 
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nunmehr auf die Quote des Jugendamtes angerechnet, in dessen Obhut er sich ak-

tuell befindet. 

 
 
5. Inwiefern wird die Situation der Jugendämter berücksichtigt, die ihre Quote 

bereits vor dem 01.11.2015 erfüllt haben? 

 

Liegt ein Jugendamt mit seinem Bestand an UMA über der Quote, kann es alle nach 

§ 42a neu hinzukommenden UMA zur Verteilung anmelden. Es bekommt zudem 

von der Verteilstelle im Rahmen der landesinternen Verteilung keine neuen UMA 

nach § 42 Abs. 1 Nr. 1 zugewiesen. Über die täglichen Meldungen wird stetig der 

aktuelle Ist-Zustand ermittelt, sodass auch die Abgänge erfasst werden. Erst wenn 

das Jugendamt seine Aufnahmequote unterschreitet, wird es von der Verteilstelle 

bei etwaigen Zuweisungen berücksichtigt. 

 

 

6. Auf die Quote welches Jugendamtes wird der UMA angerechnet, wenn das 

zugewiesene Jugendamt ihn in einem anderen Jugendamtsbezirk unterbringt? 

 

Der UMA wird auf die Quote des Jugendamtes angerechnet, dem er zugewiesen 

wurde und das damit zuständig ist. Denn für die Erfüllung der Quote ist allein die 

Anzahl der jugendhilferechtlichen Zuständigkeiten für UMA ausschlaggebend. Die 

Unterbringung des UMA in einem anderen Jugendamtsbezirk wird nicht erfasst und 

ändert nichts an der Zuständigkeit und Anrechnung auf die Quote des zugewiese-

nen Jugendamtes.  

 

 

7. Werden UMA, die nicht über eine Inobhutnahme in der Kommune unterge-

bracht sind, sondern die bei Verwandten leben, auf die Verteilung angerech-

net? 

 

Es werden die UMA angerechnet, für die Jugendhilfe gewährt wird, hier z. B. in 

Form von Vollzeitpflege nach § 33. 

 

Sofern ausländische Minderjährige jedoch bei erziehungsberechtigten Verwandten 

untergebracht sind, handelt es sich nicht um UMA und es erfolgt keine Anrechnung. 

 

 

8. Wird der UMA auch auf die Quote angerechnet, wenn der Zuweisungsbescheid 

falsch ist? 

 

Der UMA wird solange auf die Quote angerechnet, bis ihn das neue/richtige Zuwei-

sungsjugendamt übernimmt. 
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9. Inwiefern werden die UMA auf die allgemeine Flüchtlingsquote angerechnet? 

 

UMA werden angerechnet, sofern für sie ein Asylantrag gestellt wurde. Nach § 52 

AsylG wird auf die Aufnahmequote des Landes u. a. die Aufnahme von Asylbegeh-

renden in den Fällen des § 14 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 AsylG angerechnet. 

 
 
10. Wird ein unbegleiteter volljähriger ausländischer junger Mensch auf die UMA-

Quote angerechnet? 

 

Ehemals als UMA in Obhut genommene junge Volljährige werden angerechnet, so-

lange sie Jugendhilfe erhalten. 

 
 
11. Kann das Land eine über die Quote hinausgehende Anzahl an UMA aufneh-

men? 

 

Das Land kann seiner Aufnahmepflicht eine höhere Quote als die Aufnahmequote 

zugrunde legen. Dies ist gegenüber dem Bundesverwaltungsamt anzuzeigen (§ 42c 

Abs. 1 S. 3). 

 

 

12. Kann ein Jugendamt einen höheren Anteil an der Aufnahmequote zugewiesen 

bekommen und übernehmen? 

 

Auf freiwilliger Basis und unter Beachtung des Kindeswohls oder aus sonstigen hu-

manitären Gründen von vergleichbarem Gewicht kann ein Jugendamt die örtliche 

Zuständigkeit von dem zuständigen Jugendamt übernehmen (§ 88a Abs. 2 S. 3). 

 

Darüber hinaus sieht der Gesetzesentwurf zur Änderung des Jugendförderungsge-

setzes die Möglichkeit vor, dass das Landesjugendamt im Einzelfall den Umfang der 

Aufnahmequote eines örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe vorübergehend 

um bis zu 15% überschreiten kann.  

 

 

VIII. Zum Ausländerrecht 

 

1. Gibt es ein besonderes Asylverfahren für unbegleitete minderjährige Auslän-

der? 

 

Ein besonderes Asylverfahren für unbegleitete Minderjährige gibt es nicht. Auch in 

ihren Fällen prüft das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), ob Gründe 

für die Zuerkennung eines Schutzstatus vorliegen. Das BAMF verfügt allerdings 

über geschulte Sonderbeauftrage für unbegleitete Minderjährige, die eine kindge-

rechte Anhörung im Asylverfahren gewährleisten und bei der Entscheidung über den 

Asylantrag kindspezifische Aspekte berücksichtigen. 
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2. Ist ein UMA, der nach Asylantragstellung gemäß § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AsylG 

während der vorläufigen Inobhutnahme volljährig wird, verpflichtet, in einer 

Erstaufnahmeeinrichtung zu wohnen? 

 

Hinsichtlich einer etwaigen Verpflichtung, in einer Erstaufnahmeeinrichtung zu woh-

nen, trifft § 47 AsylG eine Regelung: 

 

Nach § 47 Abs. 1 S. 1 AsylG sind Ausländer, die den Asylantrag bei einer Außen-

stelle des BAMF zu stellen haben (§ 14 Abs. 1 AsylG), verpflichtet in einer Erstauf-

nahmeeinrichtung zu wohnen. UMA hingegen sind gem. § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 

AsylG nicht verpflichtet den Asylantrag bei einer Außenstelle des BAMF zu stellen. 

Diese Vorschrift besagt, dass ein Asylantrag direkt beim BAMF zu stellen ist, wenn 

sich der Ausländer in einer Jugendhilfeeinrichtung befindet. 

 

Nach § 47 Abs. 1 S. 2 AsylG gilt das Gleiche (also die Verpflichtung in einer Erst-

aufnahmeeinrichtung zu wohnen) in den Fällen des § 14 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 AsylG, 

wenn die Voraussetzungen dieser Vorschrift vor der Entscheidung des Bundesam-

tes entfallen. Die Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 AsylG entfallen also 

dann, wenn der nunmehr Volljährige aus der Jugendhilfeeinrichtung entlassen wird. 

Also nur im Falle der Entlassung greift die gesetzliche Verpflichtung in einer Erstauf-

nahmeeinrichtung zu wohnen.  

 

Verbleibt der Volljährige in der Jugendhilfeeinrichtung, trifft ihn keine Verpflichtung in 

der Erstaufnahmeeinrichtung zu wohnen, weil der Fall des § 47 Abs. 1 Satz 2 AsylG 

noch nicht eingetreten ist.  

 

 

3. Wie wird mit UMA nach Erlangung der Volljährigkeit umgegangen, wenn keine 

oder noch keine Jugendmaßnahme bewilligt wurde? 

  

In diesen Fällen empfiehlt das LfA folgende Vorgehensweise unter Beachtung einer 

Vorlaufzeit von 5 Werktagen: 

 

Wurde für den nun Volljährigen bereits ein Asylantrag durch seinen Vormund gestellt 

und hat das BAMF nicht vor Verlassen der Jugendhilfeeinrichtung über den Antrag 

entschieden, so ist der nun Volljährige verpflichtet, gem. § 47 Abs. 1 S. 2 AsylG in 

einer Erstaufnahmeeinrichtung zu wohnen. Um bereits begonnene Integrationsmaß-

nahmen nicht beenden zu müssen, kann der jetzt Volljährige auf Wunsch der bisher 

jugendhilferechtlich zuständigen Kreise oder kreisfreien Städte diesen zugewiesen 

werden. Das Landesamt für Ausländerangelegenheiten (LfA) bittet, via E-Mail 

(Daniela.Boess@lfa.landsh.de) bzw. telefonisch unter 04321/974217, die Daten der 

Volljährigen, die einen Antrag gestellt haben, nicht mehr in einer Jugendhilfeeinrich-

tung wohnen, über eine Gestattung verfügen und im Kreis oder der kreisfreien 

Stadt wohnen bleiben sollen, unter Angabe der AZR-Nr. und des Aktenzeichen des 

BAMF mitzuteilen. Das LfA wird dann anhand dieser Angaben nach regelmäßig fikti-

ver Aufnahme in der Erstaufnahmeeinrichtung eine Verteilung auf den Kreis oder die 

mailto:Daniela.Boess@lfa.landsh.de
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kreisfreie Stadt unter quotaler Anrechnung vornehmen.                                               

 

Für Volljährige, die bereits einen Asylantrag bei Eintritt der Wohnverpflichtung ge-

stellt haben, aber mangels Rückmeldung des BAMF noch ausschließlich über eine 

Duldung verfügen, kann entsprechend verfahren werden. 

 

Wurde noch kein Asylantrag gestellt und möchte der nun Volljährige um Asyl nach-

suchen, so muss er sich zur Asylantragstellung in einer Erstaufnahmeeinrichtung 

melden. Soll der Volljährige aus Sicht der bisher zuständigen Jugend- und/oder Aus-

länderbehörde im bisherigen Wohnbereich weiter wohnen bleiben, so nimmt soweit 

möglich das LfA den Volljährigen mit Überquote auf (d. h. es findet keine Verwei-

sung in andere Länder statt) und würde je nach dann aktueller Praxis und Dauer der 

Antragsaufnahme beim BAMF den Volljährigen dem Kreis oder der kreisfreien Stadt 

des vormaligen Aufenthaltsortes unter quotaler Berücksichtigung zuweisen.  

 

Bei fehlender Asylnachsuche eines inzwischen volljährigen ehemaligen UMA, für 

den keine Hilfe zur Erziehung mehr geleistet wird, ist mit der jeweiligen Aufenthalts-

behörde zu klären, ob es sich aufenthaltsrechtlich um einen „Unerlaubt Eingereis-

ten“ (§ 15 a Aufenthaltsgesetz) handeln könnte. Auch ein unerlaubt Eingereister ist 

regelmäßig verpflichtet, sich in die Erstaufnahmeeinrichtung Neumünster mit späte-

rer - ggfs. länderübergreifender - Verteilung zu begeben. § 15a Abs.1 Satz 6 Auf-

enthG öffnet jedoch die Möglichkeit, auch in diesen Fällen wie oben zu verfahren. 

 

  

4. Kann ein UMA wirksam Rechtshandlungen im Asylverfahren vornehmen? 

  

Nein. Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlungen ist ein Ausländer, der volljäh-

rig ist, sofern er nicht nach Maßgabe des Bürgerlichen Gesetzbuchs geschäftsunfä-

hig oder in dieser Angelegenheit zu betreuen und einem Einwilligungsvorbehalt zu 

unterstellen wäre (vgl. § 12 Abs. 1 AsylG und § 80 Abs. 1 AufenthG). Daher nehmen 

entweder das Jugendamt oder der bestellte Vormund (§ 1773, § 1774 und § 1793 

BGB) in ihren Eigenschaften als gesetzliche Vertreter des UMA Rechtshandlungen 

für diesen vor (vgl. § 42 Abs. 2 S. 4, § 42a Abs. 3). 

 

 

5. Wer stellt für den UMA den Asylantrag und wo muss das geschehen? 

  

Da der UMA aufgrund seiner Minderjährigkeit nicht handlungsfähig ist (vgl. § 12 

AsylG und § 80 AufenthG), stellt den Asylantrag für ihn 

 entweder das Jugendamt in seiner Eigenschaft als gesetzlicher Vertreter des Ju-

gendlichen. Das Jugendamt ist während der vorläufigen Inobhutnahme berechtigt 

und verpflichtet und während der regulären Inobhutnahme berechtigt, alle Rechts-

handlungen vorzunehmen, die zum Wohl des UMA notwendig sind. Der mutmaß-

liche Wille der Personensorge- oder der Erziehungsberechtigten ist dabei ange-

messen zu berücksichtigen (vgl. § 42 Abs. 2 S. 4 und § 42a Abs. 3). 

 oder der bestellte Vormund als gesetzlicher Vertreter. Nach § 42 Abs. 3 S. 4 ist 

das Zuweisungsjugendamt verpflichtet, unverzüglich nach Inobhutnahme des un-
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begleiteten Minderjährigen, d.h. unverzüglich nach seiner Verteilung, die Bestel-

lung eines Vormundes oder Pflegers durch das Familiengericht zu veranlassen. 

 

Der Asylantrag ist direkt beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Franken-

straße 210, 90461 Nürnberg  zu stellen (vgl. § 14 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 AsylG). Das 

schriftliche Schutzersuchen kann auch bei der Ausländerbehörde eingereicht wer-

den. Diese leitet den Antrag an das Bundesamt weiter (§ 14 Abs. 2 Satz 2 AsylG).  

  

 

6. Werden UMA, die bereits einen Asylantrag gestellt haben, auf die Kommunen 

verteilt? 

  

UMA werden unabhängig davon, ob sie bereits einen Asylantrag gestellt haben oder 

nicht, über das bundes- und landesweite Verteilverfahren gem. den §§ 42a ff. auf die 

Länder bzw. Kreise und kreisfreien Städte verteilt. 

 

 

7. Werden UMA, für die kein oder noch kein Asylantrag gestellt wurde, nach 

Neumünster zurückgeführt? 

  

Nein. In Aufnahmeeinrichtungen werden ausschließlich Asylsuchende und ihre Fa-

milienangehörigen untergebracht. Für UMA, für die ein Asylantrag gestellt wurde, 

besteht ebenfalls keine Verpflichtung in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen (vgl. 

§ 47 Abs. 1 i. V. m. § 14 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 AsylG).  

 

 

8. Können UMA abgeschoben werden? 

  

Für Minderjährige gelten grundsätzlich die gleichen aufenthaltsrechtlichen Regelun-

gen, wie für Erwachsene. Auch durch sie können also Abschiebungsvoraussetzun-

gen erfüllt werden, wenn ihnen im Asylverfahren kein Schutzstatus zuerkannt wurde 

und sie auch sonst keine Voraussetzungen für die Gewährung eines Aufenthalts-

rechtes erfüllen. Sie können dann nach den aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen 

grundsätzlich abgeschoben werden.  

Sofern es sich um einen UMA handelt, hat sich die Ausländerbehörde (ABH) aber 

gem. § 58 Abs. 1a AufenthG vorher zu vergewissern, dass der oder die Betroffene 

im Rückkehrstaat einem Mitglied der Familie, einer zur Personensorge berechtigten 

Person oder einer geeigneten Aufnahmeeinrichtung übergeben wird. Damit begrün-

det § 58 Abs. 1a AufenthG ein Vollstreckungshindernis, wenn die dort genannten 

Voraussetzungen nicht erfüllt werden. Mit Eintritt der Volljährigkeit ist § 58 Abs. 1a 

AufenthG nicht mehr anwendbar.  
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9. Müssen ehemalige UMA, die die Volljährigkeit erlangt haben und sich in einer 

Ausbildung oder Schulausbildung befinden, deren Asylantrag aber negativ 

beschieden worden ist, bei Beendigung der Jugendhilfe tatsächlich zurück 

nach Neumünster? Dürfen diese UMA solange sie sich in der Ausbildung / 

Schulausbildung befinden nicht in der Kommune unter Anrechnung auf die 

Quote verbleiben? 

  

Nach Abschluss des Verfahrens besteht grundsätzlich keine Verpflichtung, in einer 

Landesunterkunft zu wohnen oder sich dorthin zu begeben. Die örtliche Zuständig-

keit der ABH bleibt vom Statuswechsel unberührt.  

Der negativ beschiedene Asylantrag enthält grundsätzlich zugleich auch eine Ab-

schiebungsandrohung (vgl. § 34 Abs. 1 und 2 AsylG). Die Abschiebungsandrohung 

wird nur wirksam, wenn der Ausreisepflichtige nicht innerhalb der ihm gesetzten 

Frist freiwillig seiner Ausreiseverpflichtung nachkommt. 

Die Ausländerbehörde prüft jedoch, ob aus sonstigen Gründen ein Aufenthaltstitel 

erteilt werden kann oder ob die Abschiebung aufgrund von Abschiebungs- oder Aus-

reisehindernisse auszusetzen ist. In diesem Fall wird der Aufenthalt des bzw. der 

Betroffenen geduldet (vgl. § 60a AufenthG).  

Wenn Gründe der Abschiebung entgegenstehen, dann kann auch die Schulausbil-

dung fortgesetzt und ggf. beendet werden. Wenn keine Gründe der Abschiebung 

entgegenstehen und die Abschiebung nur noch vollzogen werden muss, dann kann 

in der Regel auch die Schulausbildung nicht beendet werden. Die Verwaltungsvor-

schrift zum AufenthG sieht Ausnahmen vor, wenn sich der Schüler bzw. die Schüle-

rin bereits kurz vor dem angestrebten Abschluss, i. d. R. also zumindest im letzten 

Schuljahr befindet. 

Eine Duldung kann dem ehemaligen UMA gem. § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG auch 

erteilt werden, wenn er vor Vollendung des 21. Lebensjahres eine qualifizierte Be-

rufsausbildung aufnimmt und nicht aus einem sicheren Herkunftsstaat (§ 29a AsylG) 

stammt. 

Solange der UMA in der Kommune verbleibt wird er auch auf die Aufnahmequote 

nach § 42c SGB VIII dieser Kommune angerechnet. 

 

 

IX. Zum Personenkreis der „begleiteten minderjährigen Auslän-

der“ (BMA) 

 

1. Wer ist ein „begleiteter“ minderjähriger Ausländer (BMA)? 

  

BMA ist, wer als minderjähriger Ausländer zwar in Begleitung eines sonstigen Erzie-

hungsberechtigten (Tante, Onkel, volljährige Geschwister etc.) nach Deutschland 

eingereist ist, jedoch dieser sonstige Erziehungsberechtigte nicht zugleich perso-

nensorgeberechtigt ist. 

 

  



 

26 
 

2. Kann der sonstige Erziehungsberechtigte für den BMA einen Asylantrag stel-

len? 

 

Nein. Nur Personensorgeberechtigte oder - in Ermangelung eins solchen – ein be-

stellter Vormund bzw. das Jugendamt können als gesetzliche Vertreter des BMA ei-

nen Asylantrag stellen. 

 

  

3. Ist ein BMA vorläufig in Obhut zu nehmen? 

  

Solange der BMA in Begleitung eines sonstigen Erziehungsberechtigten ist, nein. In 

diesem Fall ist er nämlich nicht „unbegleitet“ i.S. d. § 42a (vgl. auch § 42 Abs. 1 S.1 

Nr. 3). 

 

 

4. Wird der BMA vom Landesamt für Ausländerangelegenheiten einem Kreis o-

der einer kreisfreien Stadt offiziell zugewiesen?  

  

Nein. Eine offizielle Zuweisung an den Kreis oder die kreisfreie Stadt ist nur möglich, 

wenn für den BMA ein Asylgesuch geäußert oder ein Asylantrag gestellt wird.  

  

 

5. Wie wird der BMA auf einen Kreis oder eine kreisfreie Stadt verteilt? 

  

Eine offizielle Verteilung des BMA ist nicht möglich. Die Familienangehörigen des 

BMA können hingegen auf andere Kreise oder kreisfreie Städte verteilt werden. Dies 

würde jedoch zu einer Trennung des BMA von seinen Familienangehörigen führen. 

Um dies zu vermeiden, leitet das LfA den BMA gemeinsam mit den der Kommune 

zugewiesenen Verwandten weiter. Dies entspricht auch dem Rechtsgedanken des 

§ 61 Abs. 1d S. 3 AufenthG, wonach Haushaltsgemeinschaften von Familienange-

hörigen oder sonstigen humanitären Gründen von vergleichbarem Gewicht zu be-

rücksichtigen sind. 

 

 

6. Wird der BMA auf die Quote angerechnet? 

  

Nein. § 52 AsylG regelt, in welchen Fällen eine Quotenanrechnung zu erfolgen hat. 

Ein BMA ist von dieser Regelung nicht erfasst. 

  

 

7. Wer ist für BMA zuständig? 

  

Mit der Weiterleitung der BMA geht die örtliche aufenthaltsrechtliche Zuständigkeit 

auf die Behörden des jeweiligen Kreises bzw. der jeweiligen kreisfreien Stadt über. 
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8. Haben BMA Anspruch auf Leistungen nach dem AsylbLG? 

 

Ja, nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 AsylbLG. 

 


